AMTSBLATT 


des k. u. k. Kreiskommandos 
in Lubartow. 


Luhartöw, am 1 Mai 1916. Ne 6.  Abonementspreis vierteljahrig 3 Kronen. 


— 


INHALT: 93. Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916, betreffend das 
Spiritus- und Brantweinmonopol und die Bekämpfung der Trunksucht. — 94. 
Verordnung des Armeeoberkommandanten, betreffend die Einführung der Som- 
merzeit für das Jahr 1916. — 9. Verordnung des Armeeoberkommandanten, 
betreffend die Feld- und Erntearbeiten. -- 96. Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten über den Post- und Telegraphendienst. — 97. Telegrammbestellge- 
bühren. — 98. Das Betreten der Eisenbahnobjekte. — 99. Unterstellung, der 
Hüttenwerke. — 100. Hintanhaltung von Borkenkäferverheerungen. — 101. Ver- 
brauchsabgaben von der Presshefe im Okkupationsgebiete. — 102 Organisation 
der Geburtshilfe am Lande. — 103. Kundmachung betreffend Meldung arbeits- 
fähiger Bevölkerung im Kreise Lubartöw zu Erntearbeiten in der österr.-ung. 
Monarchie. — 104. Kundmachung betreffend Beschlagnahme von Hadern, Ab- 
fallpapier und Tierhaaren. — 105. IV. Kriegsanleihe- Aufstellung einer Zeichen- 
stelle beim Kreiskommando in Lubartöw. — 106. Rohharzankauf. — 107. Grenz- 
polizei—Waffengebrauch. — 108. Verkehrsreglement für die k. u.k. Autobuslinie 
Lublin—Zamogé. — 109. Urteile. 


NICHTAMTLICHER TEIL: 110. K. k. österr. Militär-Witwen und Waisenfond 
(Abteilung Kriegsversicherung)— Errichtung der Expositur Lublin beim k. u. k 
Militär-Generalgouvernement. — 111. Landwirtschaftsgesellschaft im Königreich 
Polen—Wiederaufnahme der Tätigkeit. 


AN DIE BEVÖLKERUNG 


des Mil.-Gen. Gouvernements! 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner k. u. k. A i iestä i 

Au i . u. k. Apostolischen Majestät, meines 

allergnädigsten Herrn, übernehme ich das Amt des N ee 
osterr.-ungar. Okkupationsgebiete in Polen. 


In dieser Eigenschaft begrüsse i i ö ; 
Landes ect engem | egrüsse ich die Bevölkerung des mir anvertrauten 


Die Prinzipien der Gerechtigkeit und des Wohlwollens, nach denen mein 
ausgezeichneter Vorginger das Land verwaltet hat, werden auch mir zur 
Richtschnur dienen Von Euch hingegen erwarte ich, dass Ihr mir durch ta- 
delloses Verhalten ein wohlwollendes und freundschaftliches Vorgehen ermö- 
glichen werdet 

Getreu den Absichten meines erhabenen Monarchen, dem Euer Wohl am 
Herzen liegt, werde ich mein Bestreben darauf richten, die schweren Wunden, 
die der Krieg dem Lande geschlagen hat, nach besten Kräften weiter zu lindern 
und die fernere gedeihliche Entwicklung des Landes zu fördern. 

Ich fordere Euch alle auf, mich bei dieser Arbeit zu unterstützen und 
mir Euer volles Vertrauen entgegenzubringen. 

Lublin, am 9: Mai 1916. 

Der k. u. k. Mil.-Gen.-Gouv.: 
KARL KUK FZM. m. p. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916, 


betreffend das Spiritus- und Branntweinmonopol und die Bekämpfung der 
Trunksucht. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefehles übertragenen Befugnisse der 
obersten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-ungarischer Militärver- 
waltung stehenden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordr.en, wie folgt: 


I, Abschnitt. 


Spiritus und Branntweinmonopol. 
§ 1. 
Einfuhr- und Absatzmonopol. 


Die Einfuhr von Spiritus und Branntwein in das Okkupationsgebiet und der Absatz 
von Spiritus und Branntwein in diesem Gebiete sind der k. u. k. Militärverwaltung vorbe- 
halten. 

Unter Spiritus werden alle gebrannten alkoholhältigen Flüssigkeiten, unter Branntwein 
alle solche Flüssigkeiten verstanden, die sich mit oder ohne Zusatz zum Getränke eignen, 


§ 2. 


Ausnahmen vom Monopole. 


Das Militargeneralgouvernement kann durch Verordnung bestimmen, dass die Ein- 
fuhr und der Absatz bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwein vom Einfuhr- und 
Absatzmonopole allgemein ausgenommen ist oder einzelnen Personen auf ihr Ansuchen 
bewilligt werden kann. 


§ 3. 
Einfuhr und Ausfuhr. 


Die Einfuhr von Spiritus oder Branntwein in das Okkupationsgebiet durch die 
k. u. k. Militärverwaltung ist zollfrei. 

Die Einfuhr für die in $ 4, Punkt 1, 2, 3 und 6, der Zollordnung (Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V.-Bl.) bezeichneten Zwecke unterliegt 
keiner Beschränkung. 


Die Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein aus dem Okkupationsgebiete ist verboten. 
Ausnahmen von diesem Verbote werden vom Militärgeneralgouvernement ‘oder von den 


hiezu durch Verordnung des Militärgeneralgouverneinents besonders ermächtigten Organen 
bewilligt. 


§ 4 


Ermächtigung zum Absatze von Spiritus oder Branntwein. 


Zum Absatze von Spiritus oder Branntwein können einzelne Personen von der 
k. u. k. Militärverwaltung durch Erteilung der Konzession zum Spiritus-oder Branntwein- 
handel nach Massgabe des II. Abschnittes ermächtigt werden. 

Die Konzession ersetzt auch die SH 4 der Verordnung des Ar- 
meeoberkommandanten vom 15. Dezember 1915, Nr. 47 V.-Bl.). 


G-A 
Preisbestimmung. 

Die Preise für den Verschleiss von Spiritus oder Branntwein werden durch Veror- 
dnung des Militargeneralgouverneurs festgesetzt. Die nach § 2 vom Absatzmonopole allge- 
mein ausgenommenen Arten von Spiritus oder Branntwein können von der Preisbestim- 
mung ausgenommen werden. 

Das Militärgeneralgouvernement bestimmt die Preise, zu denen der Erzeuger den 
Spiritus oder Branntwein der k. u. k. Militärverwaltung abgeben muss, sowie die Preise, 
zu denen ihn die k. u. k. Militärverwaltune den Händlern überlässt, Die letzteren Preise 
sind für Branntwein in Gold zu entrichten; das Militärgeneralgouvernement kann in 
rücksichtswürdigen Fällen eine andere Art der Zahlung bewilligen. 

Alle indirekten Abgaben von der Erzeugung oder vom Absatze des durch die 


k. u. k. Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen Spiritus oder Branntweines sind 
aulgehoben 


II, Abschnitt. 
Gewerberechtliche Bestimmungen. 
§ 6. 
Konzessionsbehörde, Konzessionsurkunde. 
. , Zum Handel mit Spiritus oder Branntwein ist eine Bewilligung (Konzession) des 
Kreiskommandos notwendig, in dessen Amtsgebicte der Betrieb stattfinden soll. 
Die Konzession kann auch für den Handel mit bestimmten Arten von Spiritus oder 
Branntwein oder für bestimte Arten des Gewerbebetriebes erteilt werden, 
insbesondere: 
1. für den Handel mit solchen Arten von Spiritus oder Branntwein, deren 
Absatz vom Monopole der k. u. k. Militärverwaltung ausgenommen ist ($ 2), 
2. tür den Handel mit solchen Arten von Spiritus oder Branntwein, deren 
Absatz unter das Monopol der k. u. k, Militärverwaltung fällt (8 4), 
für den Ausscbank von Branntwein oder für den Handel mit Branntwein in 
i Mengen von weniger als fünf Litern. 
Uber die Bewilligung wird eine Urkunde (Konzessionsurkunde) ausgestellt, 


S: 
Konzessionsinhaber. 
teilt ai le Konzession wird nur durchaus verlässlichen und unbescholtenen Personen er- 
` entsprechende allgemeine und kaufmännische Bildung besitzen, 
Der Betrieb des Gewerbes durch einen Pächter ist verboten. Der Betrieb durch 


tellvertreter auf Rechnung des Konzessionsinhabers bedarf der Genehmigung des 


chen neüdos. Der Stellvertreter muss den Voraussetzungen des ersten Absatzes ent- 
:chen. 


Nach de 


einen S 


Wine Sa Tode des Konzessionsinhabers kann das Gewerbe für Rechnung der 

ne ant ihm bis zum Tode in gemeinsamem Haushalte gelebt hat, während des 
Bi Poen es oder für Rechnung der erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis 
werden d ung der Grossjährigkeit auf Grund der trüheren Konzessionsurkunde fortgeführt 
‚erden; dem Kreiskom mando ist hievon die Anzeige zu erstatten und, nach Erfordernis, 
ein im Sinne des vorhergehenden Absatzes geeigneter Stellvertreter namhaff zu machen. 


§ 8. 
Branntweinausschank. 
Die Konzession zum Ausschanke von Branntwein (§ 6, Punkt 3) wird nur solchen 


Bewerbern erteilt, die in demselben Lokale auf Grund sonstiger Gewerbeberechtigungen 
auch die Verabreichung von Speisen und den Ausschank anderer Getränke betreiben. 


Die im ersten Absatze bezeichneten Gastwirte können zum Genusse im Gastlokale 
Branntwein in unverschlossenen Gefässen bis zur Menge von höchstens einem Achtelliter 
verkaufen. 


Im übrigen darf Spiritus oder Branntwein nur in handelsüblich verschlossenen Ge- 
fäss-n und nicht zum Genusse im Verkaufslokale selbst verkauft werden. 


§ 9. 
Betriebsstätte. 


Auf Grund derselben Konzession kann der Spiritus- oder Branntweinhandel nur in 
einer Gemeinde und nur in den in der Konzessionsurkunde bezeichneten Betriebsstätten 
ausgeübt werden. 

Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemeinde ist dem Kreiskommando, wenigstens 
eine Woche vor Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebsstätte, die Anzeige zn er- 
statten. Die Übersiedlung des Branntweinausschankes ($ 8) bedarf der Genehmigung des 
Kreiskommandos. 


§ 10. 
Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und den Umfang des Betriebes, insbe- 
sondere die in $ 6 unter 1, 2 und 3 bezeichneten Betriebsarten, und ob die Ware nur an 
Händler oder auch unmittelbar an Konsumenten abgegeben werden darf. 


SH 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Spiritus- oder Branntweinhandels ist unter amtliche Aufsicht gestellt. 

Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen Organen ist der Eintritt in die Ge- 
werberäume, deren Durchsuchung, sowie die Einsicht in die Geschäftsbücher und sonsti- 
gen Aufzeicnnungen über den Spiritus- oder Branntweinhandel freigestellt. 

Der Kreiskommandant kann verfügen, dass Betriebsstätten, in denen der Handel 


mit Branntwein ausgeübt wird, an bestimmten Tagen oder zu bestimmten Stunden geschlos- 
sen werden müssen. 


EIS 
Verbotene Arten des Absatzes. 


Die Verwendung von Automaten zum Absatze von Branntwein ist verboten. 

Nichtfltissige Stoffe, die ausschliesslich zur Herstellung von Branntwein bestimmt 
sind, dürfen nur an die zur Branntweinerzeugung befugten Gewerbetreibenden verkauft 
werden, Das Feilhalten solcher Stoffe in allgemein zugänglichen Geschäftslokalen ist verboten. 


§ 13, 
Apotheken. 


Der Verkauf bestimmter Arten von Spiritus oder Branntwein über ärztliche Ver- 
schreibung im Betriebe von Apotheken wird durch die Vorschriften dieses Abschnittes 
nicht berührt. 

Apotheker sind zum Absatze der nach den Sanitätsvorschriften zum Verkaufe in 


Apotheken zugelassenen Arten von Spiritus oder Branntwein ohne Erteilung einer Kon- 
zession gemäss $ 4 ermächtigt, i 


EEE. 


HI. Abschnitt. 
Privatrechtliche Bestimmungen 
§ 14. 
Nichtklagbarkeit von Zechschulden. 

Forderungen aus dem Verkaufe von Branntwein sowie von anderen geistigen Ge- 
tränken an den Konsumenten sind nicht klagbar, wenn der Schuldner zur Zeit der Entste- 
hung der späteren Forderung eine frühere Schuld derselben Art an denselben Gläubiger 
nicht bezahlt hat. 

Forderungen für die wiederholte Verabreichung der im ersten Absatze bezeichn- 
ten Getränke an einen Gast während seines ununterbrochenen Aufenthaltes in der Gast- 
wirtschaft oder während seiner Beherbergung in demselben Gasthause gelten als einheit- 
liche Forderung, 

Die gemäss Absatz 1 nicht klagbaren Zechschulden können auch nicht gegen For- 
derungen des Schuldners aufgerechnet werden. 


§ 15. 
Ungültigkeit von Verträgen. 
Ungültig sind: 
Pfand- und Bürgschaftsverträge, zur Befestigung der nach $ 14 nichtklagbaren For- 
derungen, 


Arbeitsverträge, vermöge deren dem Arbeitnehmer auf Rechnung des lohnes ge- 
brannte geistige Getränke verabreicht werden. á , 


IV. Abshnitt. 
Strafrechtliche Bestimmungen. 
§ 16. 
Verabreichung geistiger Getränke an Unmündige und Trinker. 

Verboten ist: 

ei kb beim Ausschanke geistiger Getränke oder beim Handel mit diesen Getränken 
nem Unmündigen ein geistiges Getränk zum eigenen Genusse zu verabreichen oder verab- 

reichen zu lassen. 
REN E einem Unmündigen geistige Getränke von solcher Art oder in solchen Mengen 
a So Ee zum eigenen Genusse zu verabreichen oder verabreichen zu lassen, dass 

= die Gesundhejt oder körperliche Entwicklung des Unmündigen gefährden kann, 
ke WE en seiner Aufsicht oder Obhut unterstehenden Unmündigen geistige Geträn- 
Gentes a er Art oder in so.chen Mengen oder so häufig geniessen zu lassen, dass ihr 

SC esundheit oder körperliche Entwicklung des Unmiindigen gefährden kann, 

. ein 


3 em of RR . pec mar f N 
GL oe aes fenbar T; unkenen ein geistiges Getränk zu verabreichen oder verab- 


§ 17. 
Verbot der Verabreichung geistiger Getranke an bestimmte Personen. 


Das Kreisk e $ 
Deeg Sa SEA SCH, auf Grund seiner Ermächtigung der Gemeindevorsteher 
MErhbt wird innerhalb estimmten Personen geistige Getränke zu verabreichen. Das 


seines Geltungsbereiches in ortsüblicher Weise verlautbart. 


§ 18. 
Umgehung der Nichtklagbarkeit von Zechschulden, Abschluss ungültiger Verträge. 
Verboten ist: 


1. sich vom Schuldner ei i 
milie dëi ] ener einer nach § 14 nichtklagbaren Forderung, von dessen Fa- 
nangehörigen, vom Pfandbesteller oder Bürgen (§ 15) eine Uitte a allen er be 


sen, die keinen oder einen 'erpfli igsti 
Nichtklagbarkeit, d „awahren Verpflichtungstitel enthält und eine Umgehung der 
Bra Sekt der Aufrechnung oder der Ungültigkeit der Pfand- oder 


2. sich die Erfüllung ei i 
ete & einer nichtklagbaren Forderung aus dem Verkaufe geistiger 
han urch Verpfändung der Ebre, eidliche oder eine ähnliche Beteuerung En E 


3 mit einem Arbeitnehmer einen Arbeitsvertag abzuschliessen, der nach § 15 
ungiiltig ist. "i 
§ 19. 
Strafkompetenz und Strafausmass. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer auf Grund „derselben erlassenen 
Vorschrift werden vom Kreiskommando — soferne die Handlung nicht unter, eine strenge- 
re Strafbestimmung fällt — mit Geldstrafe bis zu fünftausend Kronen oder mn Arrest bus 
zu sechs Monaten bestraft. 


Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zu dreitausend Kronen verhängt werden. 


V. Abschnitt. 


Allgemeine und Schlussbestimmungen. 
§ 29. 
Ermächtigung zu Durchführungsmassnahmen. 


Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, alle Verordnungen zu erlassen und 
alle Einrichtungen zu schaffen, die zur Durchführung des Spiritus- und Branntweinmono- 
poles notwendig sind. 

§ 21. 
Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession zum Handel mit Spiritus oder Branntwein kann jederzeit entzogen 
werden. S 

Sie muss entzogen werden, wenn die Voraussetzung der Verlässlichkeit und Unbe- 
scholtenheit des Konzessionsinhabers wegfällt oder beim Betriebe diese Verordnung oder 
eine auf Grund derselben erlassene Vorschrift trotz wiederholter Bestrafung und behördlicher 
Mahnung nicht eingehalten wird, 

Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskommando die Betriebsstätte zwangswei- 
se schliessen und die Beschlagnahme der Waren verfügen. 


§ 22. 
Ubergangsbestimmungen. 


Die im Oxkupationsgebiete vorhandenen, zur Veräusserung bestimmten und nicht 
durch die k. u. k. Militärverwaltung eingeführten oder erworbenen Vorräte an Spiritus und 
Branntwein können ohne Ermächtigung der k. u. k. Militärverwaltung nur bis 15. Mai 1916 
abgesetzt werden, soferne sie nicht vor diesem Tage beim Kreiskommando, in dessen Amts- 
gebiete sie lagern, angemeldet werden. 

Die Anmeldung wird bescheinigt. 

Nichtangemeldete Vorräte werden mit dem 15. Mai 1916 vom Kreiskommando als 
verfallen erklärt. 

Angemeldete Vorräte können ohne Ermächtigung der k. u. k. Militäverwaltung bis 
1. Juli 1916 abgesetzt werden. Die bis dahin nicht abgesetzten Vorräte werden von der 
k. u. k. Militärverwaltung zu den vereinbarten oder zu jenen Preisen übernommen, zu de- 
nen der Spiritus oder Branntwein den Händlern überlassen wird ($ 5, Absatz 2). 

In bezug auf die im ersten Absatze bezeichneten Vorräte können die nach den 
Landesg: setzen "ingehenden indirekten Steuern durch Verordnung des Militärgeneralgou- 
verneurs bis zum Betrage von hundert Prozent des Steuersatzes «rhöht werden, 

Personen, denen die Ausfuhr eines bestimmten Spiritus- oder Branntweinvorrates 
aus der Monarchie bewilligt wurde, können diesen Vorrat bis zum 15. Mai 1916 einführen. 
Die betreffenden Vorräte unterliegen nach der Eınfuhr den Vorschriften dieses Paragraphen. 


§ 23, 
Bestehende Gewerberechte. 


Der Handel mit den in $ 22 bezeichneten Vorräten sowie der Handel mit jenen 
Arten von Spiritus oder Branntwein, die vom Absatzmonopole ausgenommen sind ($ 2), 
kann ohne Erwirkung der in $ 6 vorgeschriebenen Konzession erfolgen, wenn der Händler 
beim Inkrafttreten dieser Verordnung hiezu aut Grund früher erworbener Gewerberechte 
befugt war. 


§ 24. 
Aufhebung älterer Vorschriften. 


Die russischen Vorschriften über die in dieser Verordnung geregelten Gegenstände 
insbesondere die Gewährung von Vergütungen bei der Ausfuhr von Spiritus oder Branntwein 
sind aufgehoben. 


Auf Steuerrückvergütungen findet der erste Aber tz keine Anwendung. 


$ 25. 
Wirksamkeitsbeginn. 
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1916 in Kraft. 


r Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


94. 
Ne 6781/v ex 1916. 


VL un $ 


des Armoeoberkommandanten vom 23 April 1916. Einführung der Sommerzeit 
für das Jahr 1916. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefehles übertrageńen Befugnisse der 
obersten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-ungarischer Militärver- 
waltung stehenden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen wie folgt: 


§ 1. 
Fiir die Zeit vom 1, Mai bis 30, September 1916 wird eine besondere Zeitrechnung 
(Sommerzeit) eingeführt. 


Darnach beginnt der 1. Mai 1916 am 30. April um 11 Uhr nachmittags der bishe- 
rigen Zeitrechnung, der 30. September endet 1 Stunde nach Mitternacht der in dieser 
Verordnung festgesetzten Zeitrechnung. 


§ 2. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft. 
Erzherzog Friedrich m. p. Feldmarschall. 


CBR HMH 2 


des Armeeoberkommandanten vom 3. April 1916 Ne 54, betreffend 
die Feld- und Erntearbeiten. 


Auf Grund der mir kraft Allerhéchsten Oberbefehles übertragenen Befugnisse der 
obersten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-ungarischer Militärver- 
waltung stehende Gebiete Polens (Okkupationsgebiete) anzuordnen, wie folgt: 


Artikel I. 
Wirtschaftszwang. 


Wer über ein landwirtschaftliches Grungstück verfügt, ist verpflichtet, dasselbe 


ordungsmissig zu bestellen und fiir die Einbringung und rationelle Verwertung der Ernte 
zu sorgen. 


Artikel II. 


Wirtschaftskommissionen. 


BP 
Zweck und Befugnisse. 
Um die rechtzeitige und Zweckmässige Felderbestellung zu sichern, werden Wirt- 
schaftskommissionen eingesetzt. 
Ihnen obliegt: 


1. die vorhandenen Betriebsmittel und Arbeitskräfte sowie den ungedeckten Be; 
darf an solchen festzustellen; 

2. für Grundstücke, die mit den Kräften des Betriebes, zu dem sie gehörgen, nicht 
bewirtschaftet werden können, die nötigen Arbeitskräfte und Betriebsmittel zu beschaffen: 

3. für verlassene Grundstücke, sowie für Grundstücke die tatsächlich nicht bewirt- 
schaftet werden, die Bewirtschaftung zu sichern. 

Das Amt eines Mitzliedes der Wirtschaftskommission isf ein Ehrenamt und darf 
nicht abgelehnt werden. 

§ 2. 


Zusammensetzung. 


Für jede Gemeinde wird in der Regel eine Wirtschaftskommission bestellt. Der 
Kreiskommandant kann mehrere Gemeinden in das Amtsgebiet einer Kommission vereinen. 

Jede Wirtschaftskommision besteht aus fünf bis sieben in ihren Amtsgebiete an 
sässigen Mitgliedern. 

Der Kreiskommandant ernennt die Mitglieder und, über ihren Vorschlag, den Vor- 
sitzenden, 

Vom Ausscheiden eines Mitgliedes hat die WirtschaftskomMission unverzüglich dem 
Kreiskommandanten behufs Ernennung eines anderen Mitgliedes Meldung zu erstatten. 

Der Kreiskommandant überwacht die Tätigkeit der Wirtschaftskommission; er kann 
säumige Kommissionen auflösen, Kommisionsmitglieder entheben und durch andere ersetzen. 
Diese Verfügungen des Kreiskommandanten sind endgültig. 


SEHR 


Beschlussfassung. 


Die Wirtschaftskommission wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen; sie ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse 
werden mit absoluter Stimmenmehrheit gefasst. Wenn eige solche Mehrheit nich zu stande 
kommt sowie bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Die Beschlüsse werden protokoliert, eine Abschrift des Protokolles wird dem Kreis- . 
kommando vorgelegt. 

Wen die Wirtschaftskommission nicht rechtzeitig einberufen werden kann, so hat der Vor- 
sitzende in dringenden Fällen die nötigen Anordnungen zu treffen und hierüber bei der 
nächsten Sitzung der Kommision zu berichten. 


artikel HL 
Bewirtschaftung. 
§ 4. 
Gegenseitige Hilfeleistung in der Gemeinde. 

Der Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitskräften ist in erster Linie durch freiwillige 
Hilfeleistung zu decken. 

Soweit dies nicht möglich ist, hat die Wirtschaftskommission die notwendigen Ar- 
beitskräfte zuzuweisen, Auf Anordnung der Kommission ist jede in der Gemeinde ansässiga 
Person männlichen oder weiblichen Geschlechtes verpflichtet, Feldarbeiten in der Gemeinde 
zu leisten. 

Ausgenommen sind: 

1, Seelsorger, Ärzte, Hebammen und Personen, die im öffentlichen Dienste stehen 
oder mit der Krankenpflege beschäftigt sind ; . 


€ 
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2. Personen, die wegen ihres Gesundheitszustandes zu den in Betraght: kommenden 
landwirtschaftlichen Arbeiten nicht geeignet sind; 

3. selbständige Landwirte und ihre Bediensteten, soweit sie im eigenen Betriebe 
mit gleichen Arbeiten beschäftigt sind ; 

4. Inhaber landwirtschaftlicher, gewerblicher oder sonstiger Betriebe sowie ihre 
Beschäftigten, soweit sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes unentbehrlich sind. 


§ 5. d 
Zugkräfte, Maschinen und Geräte. S 
. ` Die Wirtschaftskommission entscheidet, welche Zugkräfte, Maschinen oder Geräte 
in einem Wirtschaftsbetriebe entbehrlich sind und kann verfügen, dass diese einem hilfsbe- 
dürftigen Betriebe in derselben Gemeinde überlassen werden. 


$ 6. 
Hilfeleistung zwischen verschiedenen Gemeinden. 


_ Der Kreiskommandant ist ermächtigt zu verfügen, dass Arbeitskräfte, Zugkräfte 
Maschinen und Geräte, die innerhalb einer Gemeinde entbehrlich sind, an hilfsbedürftige 
Betriebe in einer anderen Gemeinde überlassen werden. 


§ 7. 
Entlohnung. 
Kee Arbeitsleistung sowie die Beistellung von Zugkräften, Maschinen und Geräten 
ist in der Regel] unentgeltlich. 
> ~i E 

HR l ersonen, die vom Tag- oder Wochenlohne leben oder sonst mit ihrem Lebens- 
eN alte auf eine Entlohnung angewiesen sind, gebührt eine vom Kreiskommandanten 
i Mr Entlohnung. Ebenso bestimmt der Kreiskommandant die Vergütungen, die 
ten „sichtswürdigen Fällen für die Beistellung von Zugkräften, Mashinen und Gerä- 
€n zu gewähren sind. | 
a Personen, die Anspruch auf Entlohnung haben, und Wirtschaftsbehelfe, für deren 

Wendung eine Vergtitung zu gewähren ist, sind nach Möglichkeit auf Gütern zu ver- 


wenden, deren Eigentümer, Besitzer oder Nutzniesser die Mittel zur Entlohnung oder Ver- 
gutting besitzt 


se - 
Zwangsverwaltung. 


V s . y e . ` 
gen Pesca: Grundstticke werden von der Wirtschaftskommission vertrauenswiirdi- 
Serie Ge wangsverwaltern) zur Bebauung und Nutzniessung übergeben. Zwangs- 
die auf diese En auch Gemeinden oder sonstige Körperschaften sein, Grössere Komplexe, 
nung der k 3 Si nicht nutzbar gemacht werden können, nimmt das Kreiskommando für Rech- 

S Gs Es K. Militärverwaltung in Zwangsverwaltung, 
1e ve ? 5 . $ + ~ 
tern fällt de, Karte waltung endet mit der Einbringung der Ernte. Den Zwangsverwal- 
tung’ verbund olle Ertrag der Grundstücke zu; sie haben jedoch alle mit der Bewirtschaf- 
D E enen Auslagen zu tragen, 
spätere Aunndstüicke, die am 15. April noch nicht bebaut sind, ohne dass der rationelle 

D n y e 2 .. . 
des Grund Za Sesichert ist, können auf Anordnung des Kreiskommandos fiir Rechnung 
EE elgentiimers bebaut oder nach Massgabe ‘der Vorschriften dieses Paragraphen in 

&Sverwaltung Segeben werden, : 
§ 9. 
Pflichten‘ gegen den Grunbesitzer. 


steht (Grand jene Person, der über em verlassenes ‚Grundstück das Verfügungsrecht zu- 
so hat ihm Ep a während der nach $ 8 eingeleiteten Zwangsverwaltung zurückkehrt, 
unentbehrlichen y angsverwalter die zum Lebensunterhalte bis zur nächstjährigen Ernte 
esitzer isb A aturalien aus dem Ertrage des Grundstückes beizustellen. Mer Grund- 

agegen verpflichtet, beim Wirtschaftsbetriebe mitzuarbeiten; eine Entlohnung 


ebührt it iefür ; ; : ; 

E oe ee nur insoweit, als sonst sein Lebensunterhalt gefährdet wäre, 
eh an die wmaltspflicht erstreckt sich — soweit der Ertrag des Grundstückes reicht 
Bësse Weise Dedürftigen Familienangehörigen des Grundbesitzers; dieselben sind in 
€, Soweit sie arbeitsfähig sind, zur Mitarbeit verpflichtet. 
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| Über die aus den Vorschriften dieses Pharagraphen entspringenden Ansprüche ent- 
scheidet nach Anhörung der Wirtshaftskommission der Kreiskommandant entgültig. 


Artikel IV. 
Durchführungs- und Schlussbestimmungen. 
§ 10. l 
Rechenschaftsberichte, 


3 ; Jede Wirtschaftskommission hat dem Kreiskommando bis 10. Juni eine tabellarishe 
Übersicht über die Verwertung des Grundes in jeder Gemeinde, sowie am 1. und 15. je- 
des Monates einen Bericht über Anbau, Saatenstand und, zur Erntezeit, über die Ernte 


vorzulegen. 
Die Formularien der Tabellen und Berichte bestimmt das Militärgeneralgouverne- 
ment. 
§ 11. 
Strafbestimmungen. 


Wer die in § 1 festgesetzten Pflichten in Bezug auf seine Grundstücke nicht er: 
füllt, verliert den Anspruch auf Benützung und Ertrag des nicht oder mangelhaft bewirt- 
schafteten Grundstückes für die laufende Wirtschaftsperiode. Wenn die Unmöglichkeit der ord- 
nungsmässigen Bewirtschaftung nicht nachgewiesen ist, wird überdies je nach der Grösse 
des Grundstückes Geldstrafe bis zu zwanzigtausend Kronen oder Arrest bis zu einem Jah- 
re verhängt. 

Jede andere Übertretung dieser Verordnung oder der auf Grund derselben erlas- 
senen Änordnungen, sowie die Vernachlässigung der Pflichten eines Mitgliedes der Wirt- 
schaftskommission, wird an Geld bis zu tausend Kronen, bei Uneinbringlichkeit der Geld- 
strafe mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft. 

Jenen Personen, die eine Unterstützung aus Mitteln der k: u. k; Militärverwaltung 
beziehen, kann bei der Verweigerung der freiwiligen oder der vorgeschriebenen Hilfeleis- 
tung nach $$ 4 bis 6 die Unterstützung entzogen werden. 

Die Abbüssung von Arreststrafen kann bis nach Beendigung bestimmter Feld- oder 
Erntearbeiten aufgeschoben werden. 

Die Entscheidungen, Verfügungen und Straferkenntnisse auf Grund dieses Para- 
graphen fällt das Kreiskommando. 

SC 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft. 


vVerorgnung 


des Armeeoberkommandanten vom 24. Februar 1916 über den Post- und 
Telegraphendienst. 


A. Organisation. 
§ 1. 
Die oberste Behörde in Post- und Telegraphenangelegenheiten im Okkupationsge- 
biet ist das Armeeoberkommando. . 
CR 


Für die Verwaltung des Post- und ee epee ist in Standorte des Gene- 
ralgouvernements eine k. u. k. Etappenpost- und - elegraphendirektion errichtet. 


§ 3. 


Zur Austibung des Post- und Telegraphendienstes im Okkupationsgebiet werden 
nach Massgabe des Bedarfes k. u. k. Etappenpost- und -Telegraphenämter (Etappenp »stäm- 
ter) errichtet. Sie sind der Etappenpost- und -Telegraphendirektion unterstellt. 
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§ 4. 

Die Etappenpost- und -] elegraphenimter im Okkupationsgebiet fungieren: 

1. als Feldpostanstalten für den Geschiiftskreis gemäss den Bestimmungen des Dienst- 
buches E—47, 

2. als Anstalten für den Privatverkehr der Bevölkerung gemäss der nachstehend 

ter B und C festgesetzten Bestimmungen. 

a Die Erökfoung eines jeden Etappenpost- und -Telegraphenamtes (Etappenpostamtes) 
für den Privatverkehr wird unter Anführung der Arten der zugelassenen Versendungsge- 
genstände im Verordnungswege verlautbart, Im allgemeinen sind alle jene Postämter, die 
in der Bezeichnung anstatt der Nummer die Angabe ihres Standortes führen, für den 
Privatverkehr eröffnet. 


§ 5. 


i - -Telegraphenverkehr erstreckt sich auf die Versendung der 
Side eech Mes Okkupationsgebietes und im Wechselverkehre mit 
der österreichisch-ungarischen Monarchie, sowie mit dem Okkupationsgebiete in Serbien, 
Ob und unter welchen Bedingungen der Post- und Telegraphenverkehr mit den 
verbündeten und neutralen Staaten aufgenommen wird, wird fallweise im Verordnungswe- 
ge verlautbart. 


§ 6. 


Der gesamte Post- und Telegraphenverkehr steht unter militärischer Überwachung 
die durch bevollmächtigte Offiziere (Militärbeamte) ausgeübt wird. 


ban 


Das Armeeoberkommando behält sich vor, aus militärischen Rücksichten den Pri- 
vatverkehr entweder bei einzelnen Post- und Telegraphenämtern oder für den ganzen Ver- 
waltungsbereich, sei es für einzelne oder für alle Dienstzweige, jederzeit dauernd oder 
vorübergehend einzustellen. i 


§ 8. 


Soweit nicht abweichende Bestimmungen getroffen. werden, finden die bei der k.u.k. 


Militirpost. ung -Telegraphenverwaltung von Bosnien-Herzeg.,wina geltenden Vorschriften 
Sinngemässe Anwendung. 


B. Postverkehr. 
g 9. 
: Zur Beförderung werden bei den Postämtern im Okkupationsgebiete, vorbehaltlich 
einer nach § 7 getroffenen Verfügung, angenommen: 
; Korrespondenzkarten, 

offene Briefe, 
Drucksachen (Zeitungen), 

arenproben, 
Postanweisungen, 
Postsparkassenerlagscheine, 

7. offen aufgegebene Briefe mit Wertangabe; diese dürfen, wenn von Privatperso- 
nen versendet, nur Dokumente, auf denen zum Zeichen der Unbedenklichkeit der Stempel 
Mus Militärichen Kommandos aufgedrückt ist, und Wertpapiere, dagegen keinerlei schriftliche 
Mitteilungen und kein Bargeld enthalten. 


8. Pakete nach Massgabe besonderer Bestimmungen. 


§ 10. 


_ Aus den österreichischen, ungarischen und bosnisch-herzegowinischen Postgebieten 
sowie aus den von den k. ak Truppen besetzten Gebieten können mit der Post in das 
Okkupationsgebiet befördert werden: 

1. Korrespondenzkarten, 

2. offene und geschlossene Briefe, 


De w wv 
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3. Drucksachen (Zeitungen), 
4. Warenproben, 

5. Postanweisungen, 

6. 

de 


Briefe mit Wertangabe, 
Pakete ohne Wertangabe bis zum Höchstgewicht von 5 kg. 


$11. 


Inwieweit rekommandierte Briefe, Wertbriefe mit Bargeld, Wertpakete ferner Pake- 
te mit Nachnahme oder höherem Gewicht zugelassen werden, wird besonderen Verfügun- 
gen vorbehalten. 

a 

Das Porto beträgt: CH 

1. für Korrespondenzkarten 5 Heller; 

2. für Briefe bei einem Gewicht bis zu 20 g 10 Heller, darüber hinaus bis zum 
Gewicht von 250 g 20 Heller, die Rekommandationsgebühr 25 Heller; 


3, für Drucksachen bei einem Gewicht bis 59 4 3 Heller, über 50 bis 100 95 Hel- 
ler, über 100 bis 250 g 10 Heller, über 250 bis 500 g 20 Heller, über 500 bis 1000 g. 30 Heller. 


Den Zeitungsunternehmungen kann tiber Ansuchen durch die Postverwaltung des 
Aufgabelandes die Bewilligung erteilt werden, die Zeitungen zu dem ermässigten Zeitungs- 
porto zu versenden. 


4. Für Warenproben bei einem Gewicht bis 250 g 10 Heller, über 250 bis 350 g 
20 Heller; 


5. für Postanweisungen für je 50 Kronen 10 Heller; 
6. für Briefe mit Wertangabe: 
a) an Gewichtsgebühr 48 Heller, 


b) an Wertgebühr bei einer Wertangabe bis 100 Kronen 6 Heller, über 100 bis 
600 Kronen 12 Heller, für je weitere 360 Kronen 6 Heller. 


7. für Pakete bis zum Höchstgewicht von 5 kg: 


a) an Gewichtsgebühr 60 Heller, 
b) an Wertgebühr wie für Briefe mit Wertangabe. 


§ 13. 


Diese Gebühren gelten bis auf weiteres für die Dauer des Kriegszustandes. 
§ 14. 


Alle Sendungen unterliegen dem Frankozwang. Unfrankierte und ungenügend fran- 
kierte Sendungen werden von der Annahme oder Weiterbeförderung ausgeschlossen und 
an den Aufgabeort zurtickgeleitet. 


§ 15. 


Die Frankierung der im Okkupationsgebiet aufgegebenen portopflichtigen Sendun- 
gen ist durch Postwertzeichen zu bewirken. 


§ 16. 


Bei allen Postsendungen ist der Gebrauch einer die Überwachung erschwerenden 
Sprache oder Schrift (Geheimschrift, Schnellschrift) unzulässig. Für den Gebrauch der cy- 
rillischen Schrift im Postverkehre sind die Bestimmungen über deren Anwendung im öffent- 
lichen Verkehre massgebend. Mitteilungen über militärische Verhältnisse irgend wilcher 
Art sind verboten. Postsendungen, die derartige Mitteilungen enthalten, werden eingezogen 
und gegen den Versender allenfalls auch das Strafverfahren eingeleitet. 


3117; 
y Ob und in welchem Umfange die Postzustellung oder Avisierung stattfindet, wird 
durch besondere Vurfügungen der Verwaltungsbehörde bestimmt werden. 


Soferne eine Zustellung oder Avisierung nicht stattfindet, ist es Sache des Adres- 
saten, die Sendungen bei dem Postamte in Empfang zu nehmen. 
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Welche Gemeinden regelmässig Boten zu den Postämtern zu entsenden haben, um 
Sendungen ihrer Einwohner aufzugeben und für diese abzuholen, bestimmen die Kreiskom- 
mandos, 


C. Telegraphenverkehr. 
§ 18. 

Staatstelegramme, welche bei den Etappenpost- und -Telegraphenämtern zu der 
Armmee im Felde oder nach Orten innerhalb der Okkupationsgebiete sowie nach jenen 
der österr.-ungar. Monarchie und Bosnien-Herzegowina aufgegeben werden, sind gebühren- 
rei. Staatstelegramme, welche nach dem Auslande aufgegeben werden, sind zu kreditieren 


§ 19. 


Privattelegramme werden ausschliesslich in offener Sprache zur Aufgabe und Abga- 
be zugelassen. Sie haben deutsch, ungarisch oder polnisch abgefasst zu sein. Mitteilungen 
füber militärische Verhältnisse irgend welcher Art sind verboten. 


$ 20. 
Zulässig ist: 
die Zurückziehung der Telegramme; 
die Aufgabe dringender Telegramme; 
die Vorausbezahlung der Antwort; 
das Verlangen der Wiederholung; 
die Aufgabe von Telegrammen an mehrere Adressen; 
das Verlangen einer Empfangsanzeige; 
das Verlangen der Nachsendung; 
das Verlangen der Weiterbetörderung durch die Post; 
das Verlangen einer Aufgabebestätigung. 


§ 21. 
Die Telegrammgebühr beträgt für alle ın $ 5, Absatz I, angeführten Rela- 
tionen für das Wort 6 Heller, mindestens aber 60 Heller, 
Für eine besondere Verfügung des Absenders nach $ 20 ist zu entrichten: 
l. bei Zurückziehung von Telegrammen, 


a) die noch nicht abtelegraphiert sind, 25 Heller, der Rest der Taxe wird 
rückgezahlt; 


b) die bereits abtelegraphiert sind, die Gebühr für eine bezahlte Dienstnotiz: 
bei Aufgabe dringender Telegranıme die dreifache Gebühr: 
bei Vorausbezahlung der Antwort die Gebühren für das Antworttelegramm; 
bei Verlangen der Wiederholung der vierte Teil der Telegrammgebühr; : 


8 . bei Angabe mehrerer Adressen eine Gebühr v CH h 
die höchstens 100 Worte enthält, bei mehr Worten en Pile Wore ea 
Abschrift oder einen Bruchteil hievon 50 Heller zu entrichten: : Ces 


6. bei Verlangen einer Empfangsanzeige, 


a) auf telegraphischen Wege : i d 
i EE S SE Heller, wenn als dringendes Telegram 90 Heller, 


7. bei Veriangen der Nachsend Pape m eee x 
entfallende Telegrammgebühr; ung die für die Übermittlung an die neue Adresse 


8. die Weiterbeför derung durch die Post erfolgt gebührenfrei; 
9. für die Ausstellung eines Aufgabescheines sind 10 Heller zu entrichten, 


De TON 


§ 22. 


Die Telegraphengebühren sind in der Re inei 
le Te gel vom Absender im vorh i 
Die Einhebung beim Adressaten erfolgt nur: Bea 
a) bei sprachwidrigen W ei i ä 
bt Ee SE ee oder Wortveränderungen; 
Die Entrichtung der Gebühren durch den Absender 


1. 3 > b 
4 r $ kann in Ba 7: SR 
chen, durch den Adressaten nur in Barem erfolgen. Le ee 
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Telegramme an Adressaten im Standort eines Etappenpost- und- Telegraphenamtes’ 
werden gegen Einhebung der Bestellgebühr zugestellt. Ausserhalb des Standortes (im Aus- 


senbezirk) erfolgt nach Tunlichkeit die Zustellung durch Boten, deren Entlobnung nach 
einem besonders festgesetzten Tarif dem Adressaten obliegt. 


D. Geltungsbeginn. 
§ 24, 
Diese Verordnung tritt am 1. März 1916 in Kraft. 


e Mu gleichem Tage wird die Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 7. Marz 
1915 über den Post- und Telegraphendienst ausser Kraft gesetzt. 


Nr, 5654/v ex 1916. 97. 


Telegrammbestellgebühren. 


. Gemäss § 23 der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 24. Februar 1916 
über den Post- und Telegraphendienst wird ab 10. April |. J., für die Zustellung eines Pri- 
vattelegrammes am Standorte des Telegraphamtes eingehoben: 

Der Tap EEN 
benNachw KEOS Me 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von 10 Uhr abends bis 6 Uhr früh. 


Res. Nr. 68/16. 98. 


Das Betreten der Eisenbahnobjekte. 


Auf Grund der Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gouvernements in Lublin 
vom 28,/1. 1916, Präs. Nr. 1090/16 wird die Bevölkerung in Kenntnis gesetzt, dass das Be- 
treten der Eisenbahnobjekte ohne Legitimation strengstens verboten ist und die Zuwider- 
handelnden sich einer J.ebensgefahr aussetzen. 


Nr. 7099/y ex 1916. 99. 


Unterstellung der Hüttenwerke. 


Zufolge der Verordnung des A. O. K. (Qu. Abt. Nr, 27. 434/1 P-vom 19./4. 1916) 
wurden alle Eisen— verarbeitenden Hüttenwerke in den Kreisen Konsk, Wierzbnik, Kielce 
und Opatöw, sowie die ehemals russischen Staats-Eisenwerke unmittelbar der Kompetenz 
des k. u, k. Militärbergamtes Dabrowa unterstellt. 

Diese Verfügung tritt sofort in Kraft. 


Nr. 5658/v ex 1916. isd. 


Hintanhaltung von Borkenkäferverheerungen. 


Zufolge G. Nr. 17.323/16 M. G. G. (A. O. K. Qu. Abt. Nr. 12. 491) wird Folgen- 
des angeordnet: 


Durch die Kriegsereignisse sind die Waldbestände stark in Mitleidenschaft gezogen 
und daher der Borkenkäfergefahr im heurigen Jahre viel stärker ausgesetzt als sonst. 
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Um eventuellen Borkenkäferverheerungen vorzubeugen, haben daher sämtliche Pri- 
vatwaldbesitzer die noch im Walde befindlichen gefällten oder vom Sturme gebrochenen 
Nadelhölzer ehestens ordnungsgemäss aufarbeiten und entrinden und alles Gipfel- und 
Astholz aus den Wäldern 'schaffen zu lassen. 

Im Falle der Nichbetolgung des obigen Erlasses werden die nötigen Arbeiten durch 
Gendarmerieorgane auf Kosten der Widerhandelnden durchgeführt werden. 


Ad M. G. G. Ne 26869/16 F. A. 101. 
Exh Ne 7447/v. 


Verbrauchsabgaben vom der Presshefe im Okkupationsgebiete. 


Auf Grund des Erlasses des Armeeoberkommandos M. V. N: 28432/6. vom 17 Apri 
1916 und der Art. 43 und 48 der Hager Landkriegordnung und im Nachhange zur 
Verordnung vom 9 Dezember 1915 V.El. IV Stück 13 folgendes angeordnet. 

I. Presshefe inländischer und ausländischer Provenienz ist der Verbrauchsabgabe 
zu unterziehen und zwar nach dem einheitlichen Steuersatze wie im deutschen Okkupations- 
gebiete per 32 Kopeken von russischen Pfunde. 

Die Versteuerung der Presshefe hat unter Verwendung von Banderollen erfolgen. 
Bei der Banderollierung der im Okkupationsgebiete erzeugten Presshefe ist gemäss Bestim- 
mungen des geltenden russ. Verzehrungssteuergesetzes vorzugehen. 

Die eingeführten Presshefesendungen werden an die Finanzwachabteilung im Strze- 
mieszyce behufs Banderollierung gewiesen. 

li. Diese Verordnung tritt an 15 Mai 1916 in Kraft. 

III. Von der von diesem Zeitpunkte in Verkehr gesetzen Presshefe die nicht nach 
dem in Punkte | erwähnten Satze versteuert wurde und welche am 16 Mai 1916 noch in 
Verkaufsstellen oder im Transporte sicht befinden wird, ist eine Ergänzungs Nachtrag- 
steuer deren Höhe der Differenz zwischen dem bisherigen und gegenwärtigen Steuer- 
satze gleich kommt, einzuheben. 


Ne 5374/v ex 1916, 102. 


Organisation der Geburtshilfe am Lande. 


Der . D Le H x D S R 
S Oktete, pa eae aa Unterrichtskurs in der kk Hebammenschule Krakau wird 
__ Die Direktion derselben hat mitgeteilt, dass zu dem Kurse auch die Hebammen- 
eme ° aus dem österr. ung Okkupationsgebiete zugelassen werden können. 

m dem Mangel an geprüften Hebammen 4 i 
Bürgermeister und Een ENEE KS 
und Vorliebe zum Hebammenberufe haben, ausfindig zu machen, welche in die enannt 
Schule nach Krakau zur Ausbildung geschickt werden und sich nach Ablegun CG v i 
geschriebenen TR ge diplomierte Hebammen in ihrer Heimat Dee möchten. 

Die persönliche Anmeldun Aspiranti x 
Oktober 1916 in der Direktion ge he e E EE ie 
_ Die Kandidatinnen haben folgenden Aufnahmsbedingungen zu entsprechen: 
1.) Vollständige Kenntnis des polnischen Lesens, Schreibens und Rechnens 
2.) Die Unverheirateten müssen volljährig sein. (24 Jahre). i 
3.) Alle dürfen das 42 Lebensjahr nicht überschritten haben. 
Ausserdem müssen alle Kandidatinnen vorlegen: 
a.) Tauf- bezw. Geburtsschein; 
b.) Gesundheitszeugnis; 
c.) Blattern Impfzeugnis; 
d.) Heimatsschein; 
e.) Sittenzeugnis; 
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f) Verheiratete — Traungsschein und Bewilligung seitens ibres Gatten; 

g) Witwen — Totenschein des Ehegatten. 

Die Kosten des Aufenthaltes in Krakau während des Kurses und für die Anschaf- 
fung von geburtshilflichen Geräten und Instrumenten tragen die Kandidatinnen selbst, oder 
bei Vermögenslosigkeit die zuständige Gemeinde. 

Jene Kandidatinnen, welche auf eine derartige Unterstützung reflektieren, müssen 
sich verpflichten, die Praxis mindestens 3 Jahre in der betreffenden Gemeinde auszuüben. 
: Die Bürgermeister und Gemeindevorsteher haben zuverlässig bis 20. Junil.J: 
die Namen der betreffenden Kandidatinnen dem Kreiskommando bekannt zu geben. 

Gleichzeitig ist anher ein Verzeichnis der in der Gemeinde bereits ansässigen ge= 
prüften Hebammen, sowie der ungeprüften Geburtshelferinnen und zwar. 
nach folgenden Muster vorzulegen: 


Muster A, 


Geprüfte Hebammen. 


In welcher Ob sie und von 

F oer S Wohnort ge Sg Ortschaft sie | wen angestellt, 

ne deen Red a eat die Praxis und mit welchem 
gung des Uipioms ausübt Gehalte? 


Muster B. 


Ungeprüfte Geburtshelferinnen: 


E Mites ZE In welchen Ortschaf- Wurde bestraft? 
‚ten dieselbe die Pra- Wann? Wie? 
der Person ben xis ausübt? Wesshalb? 
Exh. Nr. 7701/v 1916. 103. 


K und Mie ch Me ges 


Die arbeitsfähige Bevölkerung des Kreises Lubartöw wird hiermit auf- 
gefordert, sich freiwillig bei ihrem Gemeindevorsteher (Bürgermeister) für Ernte- 
arbeiten in der öster. ung. Monarchie sofort, längstens aber binnen acht Ta- 
gen zu melden. 


Die Entlohnung und die Arbeitsbedingungen sind die denkbarst günstig- 
sten und werden die sich Meldenden bis zum Beginne der Ernte im hiesigen 
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Kreise, das ist bis langstens 20. Juli 1916, wieder zuverlasslich in ihre Heimat 
rückbefördert werden, da bis zu dieser Zeit die Erntearbeiten in der österr.- 
ung. Monarchie beendet sind. i 


Mit den sicht Meldenden werden beim Kreiskommando Arbeitsverträge 
abgeschlossen werden. 


Arbeitsfäbige Personen, die zu Hause nicht zur Führung des Haushaltes, zur Pfle- 
ge der Alten, der Kranken und Kinder unbedingt notwendi; sind, laufen Gefahr falls sie 
sich nicht freiwillig melden, zwangsweise in eine Zivilarbeiterabteilung eingereicht zu wer- 
den, in welchem Falle die Rückkehr zu einem bestimmten Termine nicht gewährleistet ist, 
die Lohnbedingungen viel ungünstiger sınd und endlich ihnen die Mitnahme von ihren Fa- 
milienangehérigen unmöglich ist. 


Lubartöw, am 12, Mai 1916. 
Nr. 6758/v ex. 1916 - 104. 


Kundmachung 
Beschlagnahme von Hadern, Abfallpapier und Tierhaaren. 


Sämtliche im Kreise Lubartöw befindliche Hadern und Lumpen, Abfallpapier, Kanf- 
und Juteabfälle und Tierhaare (Rinds, — Kuh, — Kälberhaare, Rosshaare — ausgenommen 
Mähne und Schweif) werden militärisch mit Beschlag belegt und dürfen ohne Bewilligung 
des k. u. k. Kreiskommandos aus dem hiesigen Kreise nicht ausgeführt werden. 

Alle bisher abgeschlossenen Kaufverträge über obgenannte Artikel sowie Ausfuhr- 
bewilligungen werden durch diese Beschlagnahme ausser Kraft gesetzt und sind rechtlich 
unwirksam. 

Der Einkauf dieser Ware darf ausschliesslich nur von den durch die Intendanz des 
k. u. k. Militargeneralgouvernements Lublin oder durch das k. u. k. Kreiskommando in 
Lubartöw bevollmächtigte und mit entsprechenden Legitimationen versehene Einkäufer be- 
sorgt werden. 

Anderen Personen ist der Einkauf dieser Waren verboten. 

Diese Absendung der Ware darf nur mit den vom k. u. k. Kreiskommando Lubar- 
töw vidierten Frachtbriefen zur Beförderung gelangen. 

Uebertretungen dieser Kundmachung werden vom k. u. k. Kreisk : x 
tów mit Get bis zu 2000 K. bezw. mit Arrest bis zu 6 Monaten ee "WS 


Die gegen das Verbot angesammelten Vorräte der oberwähnt: 
k; an. S nten Waren wer 
Gunsten des Staatsschatzes kontisziert. den zu 


Ne 6982/v ex 1916. 105. 


IV. Kriegsanleiche. 
Aufstellung einer Zeichenstelle beim Kreiskommando in Lubartów. 


Bei dem k. u. k. Kreiskommando in Lubartów 


: ; 57 N wurd i i ; S 
Zeichnungen auf die vierte Kriegsanleihe aufgestellt, € eine Zeichenstelle für die 


Exh. Ne 6261/16, 106. 


Rohharzankauf. 


An alle Privatwaldbesitzer! 


Zufolge M.G.G. Befehl G. Nr. :25,515/16 — 5 haben die 


che geneigt wären, in ihren Forsten Rohharz Ne e, wel 


zu gewinnen, diesbezüglich unter An- 
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abe der Grösse der zur Harznutzung heranzuziehenden Waldflache dem k. u. k. Kreis- 
ommando sofort zu berichten. 

Die Militarverwaltung wäre geneigt, für 1 Centner Rohharz loko Waggon 90 K. 
(neunzig Kronen) zu bezahlen. 


Ne 6898/v ex 1916. 107. 


Grenzpolizei - Waffengebrauch. 


An einem Grenzpunkte wurde ein Insasse des Okkupationsgebietes, welcher dem 
Aufrufe zum Stehenbleiben keine Folge leistete, von Gendarmen abgeschossen und hiebei 
derart schwer verwundet, dass er der Verletzung erlag. 

Dieser Vorfall wird der Bevölkerung mit der Warnung bekanntgegeben, dass die 
Grenzwachorgane berechtigt sind, im Falle der Nichtbefolgung ihrer Anordnungen von 
der Waffe Gebrauch zu machen. 


Nr. 5621/v ex 1916. 108. 


Verkehrsreglement für die kuk Autobuslinie Lublin—Zamosé. 


a P 

Am 10. April 1916 wird ein regelmässiger Autobusverkehr Lublin — Zamość eröft- 
net, mit Abfahrt in Lublin an allen geraden, in Zamosé an allen ungeraden Tagen des 
Monates, 

In jenen Monaten, welche 31 Tage haben, tindet am 31. keine Fahrt statt. 

Die Autobuslinie ist vor allem für et bestimmt, nach Massgabe vor- 
handener Plätze können jedoch im Abteil II. Klasse auch Zivilpersonen, vorausgesetzt, 
dass sie ordnungsgemässe Reisedokumente besitzen befördert werden. 

Der Fahrpreis ist ausnahmslos von jederman zu entrichten. Jeder Mitreisende 
hat das Recht. 10 kg. Reisegepäck mitzunehmen. Bei einem Gewichte über 10 kg ist, und 
zwar für jede Einheit zu 20 kg. der fesigesetzte Preis zu entrichten. Jede angefangene Ein- 
heit wird für eine ganze gerechnet. Höchstgewicht des Reisegepäckes 50 Kilogramm. Kei- 
nerlei Dokumente geben das Recht zu einer Fahrtbegünstigung. 


§ 2. e 
Als Fahrgäste können nur anständig und rein gekleidete- Personen, die infektions - 
und ungezieferfrei sind, aufgenommen werden. 


§ 3. 

Die Fabrt im Autobus geschieht auf Gefahr des betrefenden Fahrgastes. Durch 
Ankauf der Fahrkarte erklärt sich der Reisende mit dieser Bedingung ausnahmslos 
einverstanden. 

§ 4. 

Für die glatte und Vorschriftsmässige Abwicklung der Fahrt ist in erster Linie der 
als Kondekteur (Postbeamte) eingeteilte Unteroffizier, in zweiter Linie der Chauffeur ver- 
antwortlich. Den Anordnungen dieser Organe ist unbedingt Folge zu leisten. Bei Nichtbe- 
folgung der Anordnungen ist der Unteroffizier berechtigt, den Fahrgast von der weiteren 
Fahrt auszuschliessen, ohne dass hiedurch Anspruch auf Rückerstattung des Fahrpreises 
erwachsen würde. . 

; 88: 
Eine Überlastung der Wägen ist nicht zulässig. 


§ 6. 


N Der aus den eingehobenen Fabrpreisen nach Abzug der Regie-Kosten resultierende 
Reingewinn wird wohltätigen Zwecken zugeführt. 


; 
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Fahrplan. 


—[— mg RN TE eee 
Fahrpreis fiir jede Hi Bact Fahrpreis für jede 

ie = ke mn- ück- T at t GC 
_ Teilstrecke ` STATION eilstrecke 


oa -— ; 
Km. | Mil. | Ziv: leper | Fahrt fabrt | Mil, | Ziv. (E| Km, 
7* 25vm! ab Zamość gel E | a | Herren armen mern. 
Postamt 
an Stary Zamosé ab 
13 0.80h 3K [1 WW 8» 05! (nach Bedarf) 12» om 0.80h) 3 Ke 1K "1 
| 8 101) ab Stary Zamość an | 12 15: 
an Izbica ab | 
_8 0.60h 2K 0.50h) 8 35) ` Gend. PostKmdo 11" 50'0.60h 2K 0.50h 8 
8 454 ab Izbica an |41n 40! | 
| | 
an Krasnostaw ab 
11 nët 501K | 9% 25) Postamt 17% — 10.70h2K50 1 K| 11 
gh 354) ab Krasnostaw an |10" 50! 
| | | 
19 jan Fajsławice ab | | 
d 7 1k 30 4k 20 2K 10% > GES (nach Bedarf) oh 4011 K 30 4x 30 2K! 19 
10% i ab Fajstawice an Qh 35 | ee Ke 
9 , 601 an Piaski ab | 
i DU 2K oan 11h 15" FE Gend. Post. Kmdo gh 10110.60h 2 K Wan 9 
| E 25' ab Piaski BC WC e 
18 ei | an Wierzchowiska ab 
ze Si 60 h 2 K 0.50h 11: E Si H. H. (nach Bedarf) 8» 351 0.60 h] 2K CET 8 
| 11% 55 ab Wierzchowiska an | 8 30! ef ee 


| 
an Lublin ab 


16 1 K103 K 501 KW 1E == Postamt 7» 25 nl K 103K 501 ‘ ep Se 
. K103K501K50 16, 


| 
| 
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Nr. 2443/v ex 1916. 109. 


U,RTEILE | 


Im Namen Seiner Majestät des Kaisers von Oesterreich und Apostolischen 
Königs von Ungarn! 


Das k. u. k. Kriegsgericht als erkennendes Gericht in Nowo-Aleksandria hat nach 
der am 14. Jänner 1916 unter dem Vorsitze des Oberstlt. Ernst Schebesta und der Leitung 
des Hauptman Dr. Jankowski in Anwesenheit des E. F. Dr. Garfunkel als Schrifttührers, 
des Rittm. Ernst Rottman als Anklägers, des Angeklagten Salomon Hochermann und Hırsch 
Schönkind und des Bezirksrichters Spanier als Verteidigers durchgeführten Hauptverhan- 
dlung über die gegen Hocherman & Cons. wegen § 477 M. S. G. B. erhobene Anklage vom 
28. Dezember 1915, GZ, K 61/15, und den vom Ankläger gestellten Antrag auf gesetzliche 
Bestrafung zu Recht erkannt: 

Salomon Hocherman, 34 Jahre alt, mos., Kaufmann aus Olkusz, verheiratet, 
Vater von 5 Kindern, Sohn des Jakob und der Machla, besitzt 6000 R. im Vermögen, 
liest und schreibt, nicht vorbestraft 


und 


Hirsch Schönkin, geb. in Krynek (K. Grodno), mos. verheirattet, Vater von 7 Kin- 
dern, Sohn Mordek und der Chana, Kaufmann aus Radom, besitzt kleines Vermögen, liest 
und schreibt, nicht vorbestraft, 

werden des Vergehens gegen die Sicherheit des Eingentumes nach § 750 M.S. G. B. 
begangen dadurch, dass sie um den 27./9. 1915 verdächtige Metalle an sich brachten 

schuldig 

erkannt und heite gemäss $ 750 M. S. G. B. zu einer Geldstrafe in der Höhe Von 100 K, 
in Uneinbringlichkeitsfalle gemäss § 72 und 95 M. S. G. B. zu 10 tägigem Arrest verurteilt. 


LE Nr. 2443/v ex 1916. 109. 


Im Namen Seiner Majestät des Kaisers von Oesterreich und Apostolischen 
Königs von Ungarn! 


Das k. u. k. Kriegsgericht als erkennendes Gerichtin Iwangorod hat nach der am 
13. Dezember 1915 unter dem Vorsitze des Oberstlt. Johann R. v. Niesolowski und der 
Leitung des Hptm. Dr. Jankowski in Anwesenheit des E. F. Dr. Garfunkel als Schriftfüh- 
rers, des Rittm, Weisz als Anklägers des Angeklakten Butterflaum Leybus und Gen, und 
des Bezirksrichtes Spenier als Verteidigers durchgeführten Hauptverhandlung über die ge- 
gen Butterflaum Leybus und Gen. wegen § 477 M. S. G. B. erhobene Anklage vom 4. 
Dezember 1915, GZ.:K 61/15, und den vom Ankläger gestellten Antrag auf gesetzliche 
Bestrafung zu Recht erkannt. 

Lehbruder Schloma, geb. in Irena. daselbst wohnhaft, mosaisch, verheiratet, 
28 Jahre alt, Glas- und Waffenhändler; 
: Butterflaum Leybus, geb. und wohnhaft in Irena, mosaisch, 58 Jahre alt, ge- 
schieden, Alteisenhändler, vorbestraft wegen Betruges mit 2!/2 jährigen Kärker; 

Kaminski Natan, geb. in Kozienice, in Irena wohnhaft, mosaisch, 43 Jahre alt 
verheiratet, Bäcker; 

Aronik Maier, geb. in Radzyn, wohnhaft in Irena, mosaisch, 43 Jahre alt, ver: 
heiratet, Lampenfabrikat; 

Reismann Abram, geb. in Kozienice, wohnhaft in Irena, mosaisch, 32 Jahre 
alt, verheiratet, Kupferschmied 


sind schuldig 


des Verbrechens der Teilnehmung an Diebstahl gemäss $$ 477, 478/b MStG. begangen im 
Monate August und September nach dem Falle von Iwangorod 


WE 
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dadurch 


ar iat i r icht bekannten Bauern, von der Festung in 
e sie in Irena von ihnen dem Namen nach nich d Pä 
EE gestohlene Metalle im Werte von über 50 Kronen verhandelten und werden 


hiefür 


unter Anwendung der $$ 93, 125, 127, /28b MStG. verurteilt und zwar 


Lehbruder Schloma unter Einrechnung von 2 (zwei) Monaten Untersuchungs- 
haft in die Strafe noch zum Kerker in der Dauer von zwei Monaten verschärft durch ein- 
mal Fasten nach je 14 Tagen; 


Butterflaum Leybus unter Einrechnung von 2 (zwei) Monaten der Untersu- 
chungshaft in die Strafe noch zu 2 (zwei) Monaten Kerker verschärft durch einmal Fasten 
nach je 14 Tagen; EN 

Kaminski Natan zum 2 (zwei) monatigen Kerker, als welche Strafe ihm die 


H 


ausgestandene Untersuchungshaft in Einrechnung gebracht wird; 
E Aronik Majer unter Einrechnung von {1/2 (anderthalb) Monaten der Untersu- 


chungshaft in die Strafe noch zum 2 (zwei) monatigem Kerker mit einmal Fasten nach je 
14 Tagen; A ? . , 

Reisman Abraham zu 1 (einem) Monat Kerker, als welche Strafe ihm die aus. 
gestandene Untersuchungshaft in Einrechuung gebracht wird; 


Lopalowski rece Hybitowski Wiktor geb, in Szydlowice (G. Radom) 
wohnhaft in Kozienice, mosaisch, 43 Jahre alt, verheiratet, wird schuldig erkannt des Ver- 
gehens gegen die Sicherheit des Eigentums nach $ 750 begangen um den 27./9, in Iwan- 
gorod, dadurch, dass er verdächtige Sachen an sich kaufte, wird gemäss $ 750 zu einer 
Geldstrafe von 600 Kronen, im Uneinbringlichkeitsfalle gemäss $ 72 und 95 M. St. G. zum 
Arrest in der Dauer vou 60 Tagen verurteilt. 


Nichtamtlicher Teil, 


— 


K. k. österr. Militär-Witwen- und Waisenfond 


(Abteilung Kriegsversicherung.). 
Errichtung der Expositur Lublin beim k. u. k. Militär-Generalgouvernement. 


Selbsthilfe im ernster Zeit! 


Der k nk österreichische Militär-Witwen- und Waisenfond er 
Pflicht die Bevölkerung rechtzeitig auf die Notwendigkeit eines 8Tosszligigen Werkes der 
Selbsthilfe zugunsten der Witwen und Waisen nach Kriegsgefallenen aufmerksam za machen. 
Wohl werden Staat und Private Wohltätigkeit alles daran setzen, um in Dankbar- 
keit gegen die ruhmbekränzten Toten deren Hinterblievene vor Not und Entbehrung zu 
bewahren. Allein weder Staat noch Wohltätiekeitsakte können erschöpfende Hilfe bieten, 
wenn Frau und Kiader den Ernährer, die alten Eltern ihre Stütze verloren haben, 


achtet es als seine 


‚ mit dem die Witwe den Erwerb des Mannes fortführen, sei- 
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Dieses grosse und schöne Ziel wird erreicht werden, wenn all jene, welche es an- 
geht, zum eigenem Heil und zum Wohle ihrer Mitbürger einen geringen Beitrag für eine 
sie alle umfassende Kriegs-Versicherung leisten. 

Damit der Erfolg durch keine Unsicherheit im Frage gestellt werde, damit jede Fa- 
milie, die ihren Beitrag entrichtet hat, klar und bestimmt weis, welches Kapital ihr beim 
Tode ihres Ernäbrers sichergestellt ist, wurde Anschluss an eine bestehende EE 
organisation gesucht und gefunden. 

Auf grund einer Vereinbarung mit der k. k. priv. Lebensversicherungs-Gesellschatt 
österreischischer Phönix in Wien können Kriegsversicherungen auch für die im Felde 
stehenden Offiziere und Soldaten durch den k. k. österr, Militär - Witwen- und 
Waisenfond unter besonders günstügen Bedingungen abgeschlossen werden, Durch die 
Kriegsversicherung wird das Leben des Kriegers für die Dauer eines Jahres, vom Tage 
der Anmeldung an, mit Einschluss der Kriegsgefahr versichert: Die Versicherungssumme 
wird sofort ausbezahlt, wenn der Versicherte während dieses Jahres stirbt. 

Die zu entrichtende Prämie beträgt z. B. für die Versicherung eines Landsturm- 
mannes 4!/a Procent der versicherten Summe. Familien, die einen staatlichen Unterhaltsbei- 
trag beziehen, kann durch den k. k. österr. Militär - Witwen- und Waisenfond die Abstat- 
tung der Prämie in sechs monatlichen Raten ermöglicht werden. 

Jede Familie, deren Ernährer im Felde steht, soll eine solche Versicherung ab- 
schliessen, jeder Arbeitgeber soll den Angehörigen seiner eingerückten Angestellten oder 
Arbeiter hiebei mit Rat und Tat zur Seite stehen. Jede Gemeinde soll ihre Mitglieder über 
die Notwendigkeit der Kriegsversicherung aufklären und selbst mit gutem Beispiel vorgehen! 

Mit näheren Aufklärungen steht der k. k. österr. Militär- Witwen- und Waisenfond 
Expositur Lublin gerne konstenlos zur Verfügung. 


Das Präsidium 


Lublin, in März 1916. dos k. K. österreichischen Militär-Witwen- und Welsentondes. 


Nr. 6992/v ex 1916. iit. 


Landwirtschaftsgesellschaft in Königreich Polen; 
Wiederaufnahme der Tätigkeit. 


Der Landwirtschafts - Gesellschaft im Königreich Polen (Centralne Towarzystwo 
Rolnicze w Królestwie Polskiem) wurde die Bewilligung erteilt, ihre Tätigkeit im ba 
Verwaltungsgebiete wieder aufzunehmen. 


Der k. u k. Kreiskommandant 


Ritter von ZAWAOZKI, Oherst m. p. 


PRACOWNIA STANISLAW DŻAŁ 
STEMPLI w LUBLINIE, 
KAUCZUKOWYCH E KOLLATAJA N 3. 


DRUKARNIA 
»POSPIESZNA” i 


(Obok Kasy 
Przemyslowcöw). 


